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Staub, Annette

Betreff: WG: XXXL-Einrichtungshaus_Termin am 30.11.2016_Thema 
Störfallbetrieb Henkel Teroson

Von: Tschirner, Ernst (RPK) [mailto:Ernst.Tschirner@rpk.bwl.de]  
Gesendet: Freitag, 25. November 2016 20:17 
An: Staub, Annette 
Betreff: AW: XXXL-Einrichtungshaus_Termin am 30.11.2016_Thema Störfallbetrieb Henkel Teroson 

Sehr geehrte Frau Staub,

die Aussage, dass gegen das Bauvorhaben keine Bedenken oder Einwände bestehen, ändert sich auch mit
Inkrafttreten der novellierten Störfallverordnung nicht.

Da aber noch nicht alle neuen Anforderungen, die sich aus der SEVEO III Richtlinie und den Forderungen der
politischen Institutionen, wie Umweltausschüsse, Bundesrat, etc. ergeben,
in ihrer letztendlichen Umsetzung und Formulierung beschlossen sind, kann es passieren, dass für das
Bauvorhaben „Einrichtungshaus“ bei der Umsetzung im Rahmen des baurechtlichen
Verfahrens weitergehende Maßnahmen, Anforderungen oder gar ein eigenständiges störfallrechtliches
Genehmigungsverfahren (gab es bisher in der Form nicht) vorgeschrieben werden.
Ein eigenständiges störfallrechtliches Genehmigungsverfahren, bei dem eine Öffentlichkeitsbeteiligung
vorgeschrieben sein wird, wird dann z. B. notwendig, wenn beschlossen wird,
dass bei allen Störfallbetrieben ein grundsätzliche Achtungsabstand von 50m oder 100 m einzuhalten ist.
Dies bedeutet für das Einrichtungshaus, da der Parkplatz und wohl auch Teile des
Gebäudes in diesem Achtungsabstand liegen, dass ein derartiges Verfahren (RP Karlsruhe) durchgeführt
werden muss. Dies wird aber das Bauprojekt weder blockieren noch verhindern, auch
auf Grund der Aussage, dass dagegen keine Bedenken bestehen. Angemerkt sei hier noch, dass das
Einrichtungshaus gegenüber der ursprünglichen Planung inzwischen näher an Henkel
herangerückt ist.

Da aber zur Zeit niemand weiss, ob nicht auch ein Achtungsabstand von 0 m kommen könnte, kann ich zur
Zeit auch keine Aussage machen, ob ein derartiges Verfahren notwendig wird oder
welche weitergehenden Schutzmaßnahmen oder Anforderungen, die sich aus der neuen Störfallverordnung
ergeben, relevant werden.

Ein Handlungsbedarf besteht zur Zeit nicht. Ich empfehle aber sich hinsichtlich der Störfallverordnung auf
dem Laufenden zu halten und dies in der Planungsphase und der Zeitschiene für das
Einrichtungshaus zu berücksichtigen. Hier stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Ernst Günther Tschirner
Regierungspräsidium Karlsruhe
Dienstsitz Heidelberg
Waldhofer Straße 100
69123 Heidelberg
Tel.: 06221/1375 206
Fax: 0721/93340283
Internet: www.rp karlsruhe.de
Nicht jede E Mail muss ausgedruckt werden!
Wer Papier spart, trägt zum Natur und Klimaschutz bei.
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Von: Tschirner, Ernst (RPK) [mailto:Ernst.Tschirner@rpk.bwl.de]
Gesendet: Mittwoch, 16. November 2016 15:22
An: Staub, Annette
Betreff: AW: Störfallbetrieb Henkel Teroson Heidelberg_geplantes Einrichtungshaus

Sehr geehrte Frau Staub,

gegen das geplante Einrichtungshaus bestehen seitens des Regierungspräsidiums Karlsruhe keine Bedenken
bzw. Einwände.

Hinsichtlich des Bebauungsplanes empfehle ich Ihnen neben den anderen Gesetzen, die hier aufgeführt sind,
auch das Bundes Immissionsschutzgesetz (ggfs auch die 12. BImSchV – Störfallverordnung) aufzuführen.
Damit innerhalb der EU Wohngebiete sowie Wohnanlagen, öffentlich genutzte Gebäude, usw. besser vor
den Folgen schwerer Unfälle (Störfälle) geschützt werden können, sind in der Richtlinie des
Rates 96/82/EG vom 09.12.1996 (Seveso II Richtlinie) zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen
mit gefährlichen Stoffen besondere Regelungen zur „Überwachung der Ansiedlung“ vorgesehen.
Der Artikel 12 Absatz 1 enthält Pflichten zur Überwachung der Ansiedlung neuer und Änderung bestehender
unter die Seveso II Richtlinie fallende Betriebe, sowie bei neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft
bestehender Betriebe mit dem Ziel, dass langfristig angemessene Abstände zwischen diesen Betrieben
einerseits und Wohngebieten bzw, anlagen, öffentlich genutzten Gebäuden (wie z. B. Einkaufs ,
Gartencenter, etc.) gewahrt bleiben.
§ 50 BImSchG dient der Umsetzung der Anforderungen der Seveso II Richtlinie in deutsches Recht.
Nach der Rechtsprechung ist das Abstandsgebot des § 50 BImSchG über den Wortlaut hinaus nicht nur bei
Planungen, sondern auch bei Genehmigungsentscheidungen zu beachten. Nach dieser Vorschrift
sind Flächen einander so zuzuordnen, dass Auswirkungen u.a. von Unfällen in Störfallbetrieben[1] auf
schutzwürdige Gebiet, insbesondere öffentlich genutzte Gebiete, so weit wie möglich vermieden werden.
Die Überwachung neuer Entwicklungen in der Nachbarschaft bestehender Betriebe ist nach Auffassung des
EuGH namentlich dann durchzuführen, „wenn sie das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern
oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern können“. Eine erstmalige Schaffung einer
störfallrechtlichen Gemengelage ist danach unzulässig.
Die Kommission für Anlagensicherheit (KAS) beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit (s. Internet) hat hierzu einen Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen
Betriebsbereichen
nach der Störfallverordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung Umsetzung §
50 BImSchG“ (KAS 18) veröffentlicht.

Diese Stellungnahme ist vorbehaltlich, da die Störfallverordnung und der § 50 BImSchG zurzeit überarbeitet
werden bzw. die Umsetzung der Seveso III Richtlinie in deutsches Recht erfolgt. Derzeit sind
einige Konkretisierungen noch nicht endgültig verabschiedet. Dies betrifft insbesondere die zu ermittelnden
Sicherheitsabstände, bei dem es noch zu Änderungen im Gegensatz zu der derzeitigen Auslegung kommen
kann. U. U. kann es hier zu Verschärfungen kommen, die sich auch auf einen einzuhaltenden
Sicherheitsabstand der Fa. Henkel verschärfend auswirkt, trotz des von uns derzeit als gering eingestuften
Gefahrenpotentials.
Weiterhin ist vorgesehen, dass grundsätzlich bei allen Genehmigungsverfahren, also auch bei
Genehmigungsverfahren nach Baurecht, im Umfeld von Störfallbetrieben (Konsultationsabstand) ein
separates
Störfallgenehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung (ohne Erörterungstermin) durchzuführen sein
wird.
Der Beschluss der Bundesregierung und die Zustimmung des Bundestages liegen meinen Kenntnisstand nach
bereits vor.
Die Zustimmung des Bundesrates fehlt noch, eventuell wird es auch wieder an den Umweltausschuss
zurückgereicht. Im ersten Halbjahr 2017 ist mit dem Inkrafttreten zu rechnen.
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Mit freundlichen Grüßen

Ernst Günther Tschirner
Regierungspräsidium Karlsruhe
Dienstsitz Heidelberg
Waldhofer Straße 100
69123 Heidelberg
Tel.: 06221/1375 206
Fax: 0721/93340283
Internet: www.rp karlsruhe.de
Nicht jede E Mail muss ausgedruckt werden!
Wer Papier spart, trägt zum Natur und Klimaschutz bei.

[1] im Sinne des Artikel 3 Abs. 5 der Richtlinie 96/82/EG












